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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATES

DES KANTONS SOLOTHURN

VOM

13. Juli 1979 Nr, 4062

Dib ~~ro1~er~meinde Der~1d~i1r≤en~‘ ersucht um Gei~dhmigung des

Bebauungsplane~ ~T0berdorf~ (Teilzonen—, sowie Strä~son— und

Baulinienplan~, Der Plan lag in der Zeit vom 10, Februar bis

11. J4~rz 1977 nach den Bestim~1ungen des Baugesetzes öffbntlich

auf, Gegen d~n Plan e~‘hob~Ein7

sprache, die vom Gemeinderat abgbwiesen wurde, Die Gemeinde—

versammlung wies auch die dagegen erhobene Beschwerde am

22. Juni 1978 ab und genehmigbe den Plan a~n 22, harz 1979,

Mit Schreiben voi~ 3, Juli 1970 fuhrt ~err Urs Aerni, Derendingen,

~ertret~ d~öhHerrn Di~, P~ D~ner, Fürsprech ui~d Nota~‘,

Soldthurn, Beschwerde beim Regierungsrat gegen d~n Beschluss

der Gemeindevei~samm1ung vom 22, Juni 1978,

1. Bei der Revision der 0rt~planung hat die Gemeinde Derendingen

für ein Teilstück des Gemeiridegebietes den P~an Nr. 288/1 vom

~i4, September bis ~3, Oktober 1972~ach den Bestimmungen des

Baugesetzes bffentlich aufgelegt, Im Einvernehmen mit dem

Kanton wurde in diesem Plan auch eine Trasseeverschiebung

der Biberiststrasse (Kanto~sstrasse) vorgesehen, Diese Kantons—

strasse sollte im Plangebiet um ca. 3 Bautiefen nach Nord

westen an die künftige Bauzonengrenze verschoben~ werden.

Sie sollte mit einer Fahrba1anbreite von 7,5 ~‚ beidseitigen

Trotto~rs von je 2 m und einer Baulinie von 6,5 m planlich

sichergestellt werden.,

Negen der im Auflageverfahren aufgetretenen Schwierigkeiten

hat der Kanton in der Folge auf die Trasseeverschiebung der
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Kantonsstrasse verzichtet, Im Trassee der aufgegebenen neuen

Kantonsstrasse hat die Gemeinde eine Quartierstrasse von

5,5 in Breite mit einer Baulinie von 5 in-neu in der Zeit vom

10. Februar bis 11. iiö.rz 1977 aufgelegt, Ein bestehender

Flurweg, der die Grenze der Bauzone bildet, soll zu einer

Erschliessungsstrasse verbreitert werden,

Der Beschwerdeftihrer.besitzt.da~ Grundstück ~B Derendingen

Nr4 2185, das au die geplante Erschliessun strasse angrenzt,

Für die Ueberbauung seines Grundstückes mit.einem Ein«

familieahaus hat der Beschwerclefü.hrer am 14, Februar 1977,

also. wLihrend der Auflage±‘rist des heute umstrittenen.

Planes ~ine BaubewilJ~igung erha1ten~

2. Der Beschwerdeführer erhebt beim Regierungsrat Be~chwerde

mit dem Antrag, cter‘ Zonen— und Strasseu~.plan ifri Bereich d~r

Biberistsbrasse sei abzuanciern und neu aufzuleQen, Es sei

festzustellen, dass da~ jetzige Proje1~t in den Ausmass~n

nicht stim‘ie, Ueberdice sei das neue Projekt so‘zu erstellen,

dass vom Grundstück des Be~chwerdeftihr~rs für di~‘Ver—

breiterung der Strasse nordwestlich seines Gruncistüokes~,

lediglich ein Streifen von 1 m beansprucht werde und der

Rest des benötigten Landes vom Grundstück nordwestlich

der Strasse abgetrennt werde.

“~r Beschwerdeftih±~er macht ~ltend, di~ v6n den Gemeinde—

behörden angefüh~‘te Begründung für den Beschluss‘ der Ab

lehnung sei‘‘fa‘I~ch irn& d±ö Planunterlagen seiön fehl~rhaft,

‘TiCberdies‘ sei es ~n~ulöLssig, für diö Strassenverbreiterung

nur‘die in der ‘Bauzoi~e ‘gelegenen Grundstü~ke ~u belasten,

3. Am 11, Hai l979.haben. Beamte des~Bau—Departementes einen

Augenschein mit P~rteiverhandlung durchgeführt~ Im An~

an den Augen~chein hat dar. Beschwer~eführer mit

Schreiben vom 17. I‘iai 1979 noch ergöLnzende Unter]~agen

eingereicht.
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40 Die Einwohnergemeinde Derendingen beantragt, die Beschwerde

abzuweisen und den Plan zu genehmigen0

~‚ Die Beschwerde kann erst zum heutigen Zeitpunkt entschieden

werden, weil die Gemeindeversamrnlung vorerst nur über die

Beschwerde entschieden hat und die Beschluss~aBsung über

den Plan noch nachholen musste0

0

l~ Am: 1, Juli 1979 ist das neue Baugesetz in Kraft getreten0

Nach § .158. BauGsindalle beim Inkrafttreten dieses Ge—
• setzes noch hängigen Verfahr~n und Fälle nach den Grund—

• sätzen des neuen hauG zu entsöheiden, Somit gilt im vor

liegenden Fall*bereits das neue 11auG.

2, Der Beschwerdeführer ist als an die geplante Quartierstrasse

anstossender Grundeigentümer vom Plan berührt und hat an

~iessenInha1t ein sc~.utzwUrdig I~.te~esse, Er ist~emäss

~ 16 11auG und § 12 VRG zur Beschwerde legitimiert, Auf

sefle Beschwerde. ist deshalb einzutreten,

Der“Be~c1~we~c1efUhrer wid~r~egt in sein~i~escbwerde zur

Hauptsache die Begründung der .Gemeindebh.örden. für den ab—

lehnenderi En~scheid0 Er bezeicl‘uiet diese ßegrundung im

wesentlichen als falsch und nicht mit den tatsächlichen

Verhältnissen übereinstimmend0 Offensichtlich erblickt

er in der teilweise falschen Begründung ~ineWil1kür,

a) Der Beschwerdeführer rügt, dass der Gemeinderat und die

Gemeindeversamnlung behauptet hätten, mit dem~Baugesuch

habe er auch einen von ihm und seinem Architekten unter

zeichneten Situationsplan eingereicht, der sowohl die

geplante Biberiststrasse als auch für den Fall des Ver

zichts auf diese Strasse.- die Quartierstrasse mit den

Baulinien enthalten habe0 Mi deifl Unterzeichnung dieses

Situationsplanes habe der Beschwerdeführer. auch still—
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sc•]iweigend sein Einverständnis zur geplanten Strasse ge—

geben,

Diese Begrtindtin~. der Gemeinde hält eiAer näherei~ Weber—

prüfung nicht stand, Wohl hat der Beschwerdeführer einen

unterzeichneten Sitations~lan mit sein:em eingetragenen

Bauvorhaben eingereicht, doch enthält die~er Plan weder

Strassen noch Daulinien, Die Gemeinde hat lediglich ein

Exemplar eines Situationsplanes beigebracht, bei dem

die fraglichen Strassen— und Baulinien mi~b BJ~eistift

eingezeichnet sind, Nach Aussage der Gemeindevertreter

am Augenschein sei diese Bleistifteintragung im Plan

offensichtlich in einem späteren Verfahren erfolgt.

Bei den SituaUonspl~inen der Daugesuchsakten fehlen

jedenfalls die von der Gemeinde behaupteten Strassen—

und Baulinien,

b) Ebenfalls nicht stichhaltig ist~di~ Begründinag der Ge—

~einde~ im Falle der Realisierung der neuen i3iberist—

strasse h~te der Besch~erdeführer einen Landstreifen

von rund 7,5 m abtreten müssen; durch den Verzicht auf

diese neue Ka~atonssti~asse sei ~un ledi~liöh ~ine Ab

tretung von 2 ~ Bre t~nötig~ Vön dieser Situätion habe

der Bes~hwörde~Uhi~er b~reits b~i dei~ B~üge~u~hseingabe

Kenntnis h, V

Im Zeitpunkt der Baugesuchseingabe l‘iatte der Kanton be

reits auf die Trasseeverschiebung der Biberiststrasse

endgültig verzichtet, Noch vor der Ex~teilung der Bau—

bewilligu~ag für cIa~ E~iifamilienhaus des Beschwerde—

ftihrers am l4~ Februar ].977 bat die Gemei~ide am

lO~ Februar l~77 den neu~n Plän mit der Qu~rtierstrasse

aufgelegt, Somit stand~\rerbindlich fest,

dass das alte Projekt nicht verwirklicht wird, Im übrigen

war die Trasseeverschiebüng der Diberi~t~ti‘asse nie rechts

gültig, so dass es auch nicht ang~eht, ~i ärgur~entieren,



wenn die~Biberiststrasse ausgebaut worden w~lre~.hätte

ein breiterer Streifen abgetreten werden niissen,

c) Der Deschwerdeft~hrer wendet im weiteren ein, das aufge

legte Projekt stimme in den Ausmass~n nicht, weil der

heutige Flurweg~nicht 3,5 m sondernLediglich 3,3 m breit

ausgemarcht sei, Bei einer Verbreiterung des Flurweges

um 2 m ergebe sich eine Breite von 5,3 m, nicht von

5,5 m,

Dieser Einwand des BeschwerdefLjhrers~trifft nicht zu,

Die projektierte Strasse ist im eich d~s Gru~cl~tUckes

des Beschw~rdefU.hrers mit einer Pa]~rbabnbreite von

5,5 m und einer Daulinie von 5 m ab der bestehenden

n~rdwestli.chen Grenze 4es Flurweges vermes~en, Dies

geht ~.us demPlan deutlich hervor, Dagegen ist der

heutige Flurweg nicht vermasst, was jedQci‘~ ~~.icht not—

we~.dig jst.,~ Massgebend ist die Br~ite der projektierten

Strasse, die aus dem Plan ersichtlich sein mus~

Allerdings sind die C~emeindebehörden im Einsprache— und

Beschwerd~vorfahren immer davon ai~sgegangen, dass der

BeschwerdefMhrer lediglich ein~n.~Land~treifen von 2 m

Breite abzutreten habe, Sie haben offensichtlich Uher—

sehen, daas der heutige Flurweg nur 3,3 m misst~. Mass

gebend .jst jedoch der Plan, aus dem deutlich ersichtlich

ist und der BeschwerdefU.hrer selber erkennt. ha~,, dass

bei einer Gesamthreite der neuenStrassev.on 5~5~ ein

Landstreifea~. von 2,2m abzutreten ist,

4~ Dem Beschwerdeftihr~r ist zu~i~timmen, dass die BegrUndung

des.Entscheides der Gemeii~debeb~rde~ fib~r seine Einsprache

bz~St~ B~schwerde ~il~eise fälsch ist, Doci~ ist fUr die

B~urt~ilu±ig der R~ht— und Zweckin~issigk~it des Fntschoides

n~chc ole ßegrundung iiassgebend, sonuern der ~Dntscheic‘,

Dabei scheii~t m~ceri~Il ein~i~ un~bi~ittei~ zu sein, ob es
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zu1~ssig sei, ~ftir. das für die Verbreiterung~: des ~Flurwoges

erfoi7derliche Land.nur die in der Bauzone gelegenen Grund—

stücke zu belasten, Gemäss dem Antrag des Deschwerdeführers

wendet‘ sich nämlich der Besch~;~rdeftll~rer nicht ~gen die

vor~‘esehene Strasse als solche, sondern led~llch dagegen,

dass die Verbreiterung nur zu seinen Lasten‘vbr~nommen

werden soll, ~r rügt diese einseitige~Delasttü~g~‘s~ines Grund~

stückes in der Bauzone ~.ls unzulässig,

Ein Strassen-. und Daulinienplan (Erschliessungsplan) stellt

für einen betroffenen Grundeigentümer eine öffentlich—

rechtliche Eigei~tumsbeschränku~ng d~~“Di~se‘muss, um vor

der Eigentumsgarantie bestehen ~Ai kÖflnei~, auf gesetzlicher

Grundlage beruhen und im ~ffontiichen Interesse liegen, Beide

Elemente‘ sind im vorliegenden Fall nicht abzustreiten,

wendet sich der sch~erdeführer ja nicht grundsätzlich gegen

die aufgelegte Strasse, sondern iedi~lich ~ die

• Verbreit~rung des heutigen“Flurweges au: bine Seite,

Offensichtlich sieht der Beschwerdeführer da~±~i“~ine

rechtsungleiche Behandlung,

Dem Gleichheitsgebot kommt bei Pl~.ni.~.ngsm~snabmen nur eine

abgeschwäbhte Dedeittun~ zu ‘und fällt mit‘ dem Willktirverbot

zusammen‘ (BGB 99 la 715)‘, Vo~ ~Til1kür kar~ jedo~h hier keine

‘Rede‘ sein, In einem Pa]~1 wib den~ ‘vorliegenden, wd ‘eine Flur—

strasse als Daugebietsgrei~ze herangezbgen ~ird ui~d diese

zu einer ~ hli‘~ssungs~trasse‘ :~tlr‘ das D~ug~biet ‘verbreitert

und ‘umfunktiöniert werden soll~ ‘erscheint “es“ richtig, den für

die Verhreitertü‘~g ~des ‘Flurweges erforderli~e~‘ Landstreifen

nur oins~itig dem I3augebiet zu belasten, wenn nicht triftige

Gfunde, wie unGenuGend~e Lauabscande?oder nezwechmassige

Daubiefen dagegensprochen, Bei objektiver Betrachtung ziehen

nainlich nur die higenb,imer der in der Dauzone gelegenen

Grundstücke einen Nutzen aus der Erschliessungsstrasse,

Für die landwirtschaftliche Nutzung. des g~genüberlie,genden



::~a1schmft51t~~ genügt der heutige Flurweg. Der
Einwand des Beschwer~deführers, durch die Verbreiterung

der Strasse.erhalte er keinen Voi~teiJ~, indessen diene

die Verbreiterung des Flurweges insbesondere dem gegen—

überiiegende~. Landwirtschaftsgebiet, hdlt einer näheren

Ueb~prUfung nicht stand, Bei objektiver Betr~chtuii.g ge—

•fi~gt .de~ h~iitige Fliirweg für die einzig mögli~he land

wirtschaftliche Nutzung de~ Land~rirts chafts gebietes

Sämtliche Flurwege für die Landwirtschaft werden in der

Regel etwa 3 m breit ausgebaut, Dagegen erfordern Er—

schliessungsstrassen fü~:Hohn~geb±et~. Strassenbreiten von

mindestens ca, 5m. Bei sach]icher Betracht~ng der von

der Gemeinde gew~ihlten Linienführung der neuen Quartier—

strasse kann nicht ~6n Hillkür gesprochen werden, Es be

steht deshalb auch keine Rechtsungleichheit, so dass die

Beschwerde von Herrn Aerni abzuweisen.ist, Entsprechend

dem. Ausgang des Verfahrens hat er eine Entscheidgebtihr.~mit

einem Anteil der Verfahrenskosten vorl zusammen Fr. 150.——

zu bezahlen,

Mit der Abweisung der Beschwerde bestehen für die Genehmigung

des Planes keine Hindernisse, Das Planverfahren ist richtig

durchgeführt worden,

Es wird

beschlossen:

1, Der Bebauungsplan ~‘Oberdorf~ (Teilzonen— und Erschliessungs—

plan) der Einwohnergemeinde Derendingen wird genehmigt,

2, Die Beschwerde~von Herrn U, Aerni, Derendingen, vertreten

durch Herrn Dr. P, Boner, Fürsprech und Notar, Solothurn,

gegen den Beschluss der Gemeindeversammlung vom 22, Juni

1978 wird abgewiesen.
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~Der~ Deschwerdefiährer hat eine Entscheiclgeb~hr mit einem Ln—

t~ei1 der Ver~ahrenskosten von zusammen Fr. 15O~—— zu be—

- ~h1on~ Der Kostenvorschuss wird verrechnet.

Dem ~t ft~r Raumplanung sind bis spätestens 51, August 1979

npch vier Plansätze, wovon ein Exemplar auf‘ Leinwand aiffge—

zogen, zuzustellen, Die Pläne, sind mit dem Genehnigungs—

vermerk der Gemeinde zu versehen,

Fr l5Ö.~--

Fr. l5Ö.~—
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GenehmigungsgebUhr:

Publikationskosten:

Fr 25o~L~
Fr-~- l8——

Fr, 268,——

(Staat~k~.nzle~i Nr, 827 )KK

Der Staatsschreiber:

Ausfertigungen Seite 9

.7

r.P,Bonerj

Entscheidgehähr. m~it Anteil
Verfahrensko sten

./‘ Kostenvorschuss
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Bau—DelDartement (2) ~!y

Juristen Bau—Departement (5)

Amt für Raumplanung (3), mit Akte ii e~

Finanzverwaltung (2)

Tiefbauamt (2)

Amt für wasserwirtschaft (2)

Amtschreiberei Kriegstetten, 4500 Solothurn, ~t1~en,Pl~
(~spa~ber)

Sekretariat der Katasterschatzung (2)

Ammannamt der EG, 4552 Derendingen

Baukomrnission der EG, 4552 Derendingen, ii~bl~en,Pl~afol~

Hrn, P, Boner, Fürsprech und Eotar, Wengistrasse 42,
4500 Solothurn (2) EINSCi~ll~EIllEN

sbl~tPublikationj Der Bebauungsplan “0berdorf~ (Teilzonen—

und Erschliesstrngsplan) der Einwohnerge—

meinde Derendingen wird genehmigt,




